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84 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
für Jugendwohlfahrt. Vom 8. 7. 1927. 


Abſchnitt I. 
Allgemeines. 
8 1. 

Jedes Danziger Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen 
Tüchtigkeit. 

Das Recht und die Pflicht der Eltern zur Erziehung werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. Gegen 
den Willen des Erziehungsberechtigten iſt ein Eingreifen nur zuläſſig, wenn ein Geſetz es erlaubt. 

Inſoweit der Anſpruch des Kindes auf Erziehung von der Familie nicht erfüllt wird, tritt, unbeſchadet 
der Mitarbeit freiwilliger Tätigkeit, öffentliche Jugendhilfe ein. 

8 2. 

Organe der öffentlichen Jugendhilfe ſind die Jugendwohlfahrtsbehörden (Jugendämter), ſoweit nicht 
geſetzlich die Zuſtändigkeit anderer öffentlicher Körperſchaſten oder Einrichtungen, insbeſondere der Schule, 
gegeben iſt. 

Die öffentliche Jugendhilfe umfaßt alle behördlichen Maßnahmen zur Förderung der Jugendwohlfahrt 
(Jugendpflege und Jugendfürſorge) und regelt ſich, unbeſchadet der beſtehenden Geſetze, nach den 
folgenden Vorſchriften. 

Abſchnitt II. 
Jugendwohlfahrtsbehörden. 
1. Jugendamt. 

a) Zuſtän digkeit. 


3. 
Aufgaben des Jugendamtes ſind: 5 
1. der Schutz der Pflegekinder gemäß SS 18 bis 29, 
2. die Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen, insbeſondere die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats, 
gemäß SS 30 bis 45, 
3. die Mitwirkung bei der Schutzaufſicht und der Fürſorgeerziehung gemäß SS 52 bis 74, 
4. die Jugendgerichtshilfe, 5 
die Mitwirkung bei der Beaufſichtigung der Arbeit von Kindern und jugendlichen Arbeitern 
nach näherer Vorſchrift des Senats, 
die Mitwirkung bei der Fürſorge für Kriegerwaiſen und Kindern von Kriegsbeſchädigten, 
7. die Mitwirkung in der Jugendhilfe bei den Polizeibehörden, insbeſondere bei der Unterbringung 
zur vorbeugenden Verwahrung, gemäß näherer Vorſchrift des Senats. 
8 4. 
Aufgabe des Jugendamtes iſt ferner, Einrichtungen und Veranſtaltungen anzuregen, zu fördern und 
tunlichſt zu ſchaffen für: b 
Beratung in Angelegenheiten der Jugendlichen, 
Mutterſchutz vor und nach der Geburt, 
Wohlfahrt der Säuglinge, 
Wohlfahrt der Kleinkinder, 
Wohlfahrt der im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Jugend außerhalb des Unterrichts, 
Wohlfahrt der ſchulentlaſſenen Jugend. 
Das Nähere beſtimmt der Senat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 7. 1927.) 
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Ausgabe A 


S 5. 
Die Behörden und die Jugendämter haben fich gegenſeitig und die Jugendämter einander zur 
Erfüllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt Beiſtand zu leiſten. 


8 6. 

Das Jugendamt hat die freiwillige Tätigkeit zur Förderung der Jugendwohlfahrt unter Wahrung 
ihrer Selbſtändigkeit und ihres ſatzungsmäßigen Charakters zu unterſtützen, anzuregen und zur Mitarbeit 
heranzuziehen, um mit ihr zum Zwecke eines planvollen Ineinandergreifens aller Organe und Einrichtungen 
der öffentlichen und privaten Jugendhilfe und der Jugendbewegung zuſammenzuwirken. 


BT 
Das Jugendamt iſt zuſtändig für alle Minderjährigen, die in ſeinem Bezirk ihren gewöhnlichen 
Aufenthaltsort haben. Für vorläufige Maßnahmen iſt das Jugendamt zuſtändig, in deſſen Bezirk das 
Bedürfnis der öffentlichen Jugendhilfe hervortritt. 
Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit entſcheidet der Senat. 


b) Aufbau und Verfahren. 
8 8. f 

In jedem Stadt⸗ oder Landkreiſe ſowie in der Gemeinde Ohra wird für den Umfang ihres Ver— 
waltungsbezirks ein Jugendamt errichtet. Wenn ſchon ein Wohlfahrtsamt beſteht, können ihm oder einem 
Ausſchuß durch Satzung der Gemeinde oder des Kommunalverbandes die Aufgaben des Jugendamtes über: 
tragen werden, doch muß die Zuſammeunſetzung, ſoweit es ſich um die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Jugendamtes handelt, den Erforderniſſen der SS 9— 11 entſprechen. 

Die Übertragung bedarf der Genehmigung des Senats. 

Der Senat kann die geſundheitlichen Aufgaben eines Jugendamtes auf die Geſundheitsverwallung 
übertragen. In dieſem Falle muß dieſe im Einvernehmen mit dem Jugendamt vorgehen. 


89. 
Verfaſſung und Verfahren der Jugendämter wird vorbehaltlich der folgenden Beſtimmungen durch die 
Satzungen der Gemeinde oder des Kommunalverbandes, die der Genehmigung des Senats unterliegen, geregelt. 


S 10. 5 

Das Jugendamt beſteht aus dem Vorſitzenden und in der Stadt Danzig aus 2, in Zoppot und Ohra 
ſowie den Landkreiſen aus einem weiteren Beamten des Selbſtverwaltungskörpers als Stellvertreter. 

Ferner gehören ihm als Mitglieder an in der Stadt Danzig 9, in den übrigen Selbſtverwaltungskörpern 5 
in der Jugendwohlfahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen. 

In der Stadt Danzig werden von dieſen 4 von dem Senat, in Zoppot 2 von dem Magiſtrat, in den 
Landkreiſen und der Gemeinde Ohra 2 von dem Kreisausſchuß ernannt. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen, die von den freien Vereinigungen zu machen ſind, 
welche ſich ganz oder überwiegend mit der Förderung der Jugendwohlfahrt befaſſen oder der Jugendbewegung 
dienen, ſoweit fie im Bezirke wirken, für den das Jugendamt errichtet ift. Die Vereinigungen haben 
mindeſtens die doppelte Anzahl der auf ſie entfallenden Stellvertreter vorzuſchlagen. Die Vorgeſchlagenen 
müſſen die Wählbarkeit für Ehrenämter des Selbſtverwaltungskörpers haben. Über die Zulaſſung der 


Vereinigungen zur Ausübung des Vorſchlagsrechts und die Zahl der von ihnen zu ſtellenden Vertreter 


entſcheidet der Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers, in der Gemeinde Ohra der Kreisausſchuß. Bei der 
Entſcheidung iſt auf die Bedeutung der Vereinigungen für die Jugendwohlfahrtspflege Rückſicht zu nehmen. 
Gegen die Entſcheidung können die Vorſchlagsberechtigten ſowie die Vereinigung, deren Vorſchlag abgelehnt 
iſt, binnen 2 Wochen Beſchwerde beim Senat erheben. 

Von den übrigen in Abſatz 2 aufgeführten Mitgliedern werden in der Stadt Danzig 5 von der 
Stadtbürgerſchaft, in Zoppot 3 von der Stadtverordnetenverſammlung, in den Landkreiſen 3 vom Kreistag 
und in der Gemeinde Ohra u 3 von der Gemeindevertretung gewählt. Unter ihnen müſſen ſich 2 Lehrperſonen 
(Lehrer und Lehrerinnen) befinden. 

Für jedes ernannte oder gewählte Mitglied des Jugendamtes iſt ein Erſatzmann zu beſtimmen. 

Dem Jugendamt gehören ferner je ein evangeliſcher und katholiſcher Geiftlicher, in der Stadt Danzig 
außerdem ein Rabbiner an. 

Der evangelifche Geiſtliche wird von dem Konſiſtorium, der katholiſche von der biſchöflichen Behörde 
ernannt, in der Stadt Danzig der Rabbiner von der Synagogengemeinde beſtimmt. 

Den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter ernennt in der Stadt Danzig der Senat, in Zoppot der 
Magiſtrat, in der Gemeinde Ohra der Kreisausſchuß. In den Kreisjugendämtern führt den Vorſitz der 
Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. Der Stellvertreter im Vorſitz wird vom Kreisausſchuß gewählt. 
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In das Jugendamt ſollen hauptamtlich in der Regel nur Perſonen berufen werden, die eine für die 
Betätigung in der Jugendwohlfahrt hinreichende Ausbildung beſitzen, die insbeſondere durch eine mindeſtens 
einjährige praktiſche Arbeit in der Jugendwohlfahrt erworben iſt. 


8 11. f 
15 Soweit ſie nicht ſchon auf Grund des § 10 Mitglieder des Jugendamtes ſind, ſind ſie zur Teilnahme 
an ſeinen Sitzungen berechtigt und haben in ihnen beratende Stimme: 
der Kreisſchulrat, 
der Kreismedizinalrat, 
der Gewerberat, 
der Vormundſchaftsrichter, 
5. in der Stadt Danzig der Ziehkinderarzt, 
6. ein Schularzt. 
Sind mehrere ſolche Beamte im Bezirk angeſtellt, jo erfolgt die Auswahl durch die vorgeſetzte Dienſtſtelle. 
Den in Abſ. 1 genannten Perſonen ſteht gegen die Gemeinden und Gemeindeverbände ein Anſpruch auf 
Vergütung für die Teilnahme an den Sitzungen nicht zu. 


8 12. 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Jugendamtes beträgt 4 Jahre. Mit dem Ablauf dieſer Friſt endigt 
auch das Amt der Erſatzleute. 


— 2 局 一 


8 13. 

Das Jugendamt kann die Erledigung einzelner Geſchäfte oder Gruppen von Geſchäften beſonderen 
Ausſchüſſen, in welche auch andere Perſonen als ſeine Mitglieder berufen werden, ſowie Vereinigungen für 
Jugendhilfe und für Jugendbewegung oder einzelnen in der Jugendwohlfahrt erfahrenen oder bewährten 
Männern und Frauen widerruflich übertragen. Das Nähere regelt der Senat. Die Verpflichtung des 
Jugendamtes, für die ſachgemäße Erledigung der ihm obliegenden Aufgaben Sorge zu tragen, wird hierdurch 
1 nicht berührt. 

c) Ausſchuß bei der Senatsabteilung für Soziales und Geſundheitsweſen. 

b 8 14. 

[| Zur Sicherung einer gleichmäßigen Erfüllung der den Jugendämtern obliegenden Aufgaben und zur 
E Unterſtützung ihrer Arbeit iſt bei der Senatsabteilung für Soziales und Geſundheitsweſen ein Ausſchuß zu 
bilden, der je aus 2 Vertretern der Jugendämter und der Schulbehörde, einem evangeliſchen und einem 
katholiſchen Geiſtlichen, dem Leiter der Geſundheitsverwaltung und einem Vormundſchaftsrichter beſteht. Der 
Vorſitzende des Ausſchuſſes iſt der Senator der Abteilung für Soziales und Geſundheitsweſen. Das Nähere 


beſtimmt der Senat. 
8 15. 
Dem Ausſchuß liegen ob: 

1. die Aufſtellung gemeinſamer Richtlinien und die ſonſtigen geeigneten Maßnahmen für die zweck— 
entſprechende und einheitliche Tätigkeit der Jugendämter, 

2. die Beratung der Jugendämter und die Vermittelung der Erfahrungen auf dem Gebiete der 
Jugendwohlfahrt, 

3. die Schaffung gemeinſamer Veranſtaltungen und Einrichtungen für die beteiligten Jugendämter, 

4. die Mitwirkung bei der Unterbringung Minderjähriger, 


5. die Zuſammenfaſſung aller Veranſtaltungen und Einrichtungen, die ſich auf die Fürſorge für f 


gefährdete und verwahrloſte Minderjährige beziehen, 
die Vermittlung von Anregungen für die freiwillige Tätigkeit ſowie die Förderung der freien 
Vereinigungen auf allen Gebieten der Jugendwohlfahrt und ihres planmäßigen Zuſammenarbeitens. 
2. Rechtsmittel. 
8 16. 
Gegen die Entſcheidung der Jugendämter oder der Stellen, welchen jugendamtliche Aufgaben übertragen 
find (§S 8 Abſatz 2 und § 13) ſteht die Beſchwerde beim Senat zu: 

1. wenn durch Nichtänwendung oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere 
auch rechtsgültiger Satzungen, das Intereſſe eines Kindes oder einer Gruppe von Kindern verletzt 
iſt, dem geſetzlichen Vertreter und den Eltern des Kindes oder denjenigen, die berechtigt find, die 
Intereſſen der Gruppe zu vertreten, beſonders auch den gemäß § 28 von Auſſicht des Jugend— 
amtes befreiten Anſtalten und für geignet erklärten Vereinigungen, 

ferner unabhängig vom Vorliegen der Vorausſetzungen zu 1., wenn die Entſcheidung die Erlaubnis 
zur Aufnahme eines Pflegekindes oder die Aufficht über ein Pflegekind betrifft (SS 19 und 23) 
den von der Entſcheidung Betroffenen, ſowie den Eltern und dem geſetzlichen Vertreter des Kindes. 
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5 Die Beſchwerde ift bei derjenigen Stelle einzulegen, welche die Entſcheidung erlaſſen hat. 
Entſcheidung von einer anderen Stelle als dem Jugendamt erlaſſen, ſo hat ſie die Beſchwerde, wenn ſie ihr 
nicht ſtattgibt, unmittelbar dem Jugendamt vorzulegen. 
§ 17. 

In den Fällen aus § 16 zu 1. findet gegen den Beſchluß des Senats binnen einer Friſt von 2 Wochen 
nach Zuſtellung die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß ſtatt, der endgültig entſcheidet. 

In den Beſchlüſſen des Senats iſt auf dieſe Vorſchriften hinzuweiſen. 


Abſchnitt III. 
Schutz der Pflegekinder. 
1. Erlaubnis zur Annahme. 


Iſt die 


5 § 18. 
2 f Pflegekinder ſind Kinder unter 14 Jahren, die ſich dauernd oder nur für einen Teil des Tages, jedoch 
5 regelmäßig, in fremder Pflege befinden, es ſei denn, daß von vornherein feſtſteht, daß ſie unentgeltlich in 


Bi: vorübergehende Bewahrung genommen werden. 
Die Vorſchriften des Abſatz 1 finden auf die Kinder keine Anwendung, die lediglich einen Teil des Tages 


einen von der Schulaufſichtsbehörde genehmigten Kindergarten oder Kinderhort beſuchen. 


8 8 19. 
3 Wer ein Pflegekind aufnimmt, bedarf dazu der vorherigen Erlaubnis des Jugendamtes. In dringenden 
7 Fällen iſt die nachträgliche Erlaubnis unverzüglich zu bewirken. Wer mit einem ſolchen Kinde in den Bezirk 
Rei eines anderen Jugendamtes zuzieht, hat die Erlaubnis zur Fortfegung der Pflege bei dieſem unverzüglich 
& einzuholen. 

5 Steht von vornherein feſt, daß ein Kind unentgeltlich oder nicht gewerbsmäßig in . Be⸗ 
8 wahrung genommen wird, ſo genügt die Anmeldung bei dem Jugendamt. 

2 § 20. 

Bi; Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes finden keine Anwendung, wenn eheliche Kinder bei Verwandten 
285 oder Verſchwägerten bis zum dritten Grade verpflegt werden, es ſei denn, daß dieſe Perſonen Kinder ent— 
5 geltlich gewerbsmäßig oder gewohnheitsmäßig in Pflege nehmen. 

多 Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes finden ferner keine Anwendung auf Kinder, die aus Anlaß aus- 
2 wärtigen Schulbeſuchs einen Teil des Tages in Pflege genommen werden, ſowie auf ſolche Kinder, die zum 
% Zwecke des Schulbeſuchs in auswärtigen Schulorten in Familien untergebracht find, wenn dieſe von der 
区 Leitung der Schule für geeignet erklärt find und N werden. 

I. 87215 

er Die Vorausſetzungen für die Erlaubnis, ihr Erlöschen und ihren Widerruf können durch den Senat 


näher beſtimmt werden. 
Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn es das körperliche, geiſtige oder ſittliche Wohl des 


Kindes erfordert. 
8 22. 


Zuſtändig für die Erteilung und den Widerruf der Erlaubnis iſt das Jugendamt, in deſſen Bezirk die 
Pflegeperſon ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Aufſicht. i 
§ 23. 

Pflegekinder unterſtehen der Aufſicht des Jugendamtes. Das gleiche gilt für uneheliche Kinder, die ſich 
bei der Mutter befinden. N 

Die Aufſichtsbefugniſſe, insbeſondere ſoweit ſie für das geſundheitliche und ſittliche Gedeihen des Kindes 
erforderlich ſind, werden durch den Senat geregelt. 

Wer ein uneheliches oder ein Pflegekind in Obhut hat, iſt verpflichtet, das Kind auf Anordnung des 
Jugendamtes an dem von dieſem beſtimmten Ort und Zeitpunkt vorzuſtellen. 

Die Eingehung oder die Fortſetzung eines Pflegeverhältniſſes mit Minderjährigen unter 18 Jahren 
kann allgemein oder für den Einzelfall vom Jugendamt unterſagt werden, wenn die Pflegeſtelle wegen der 
perſönlichen Verhältniſſe des Aufnehmenden oder mit Rückſicht auf die Art der Unterbringung ungeignet iſt. 
Zur Sicherung des Verbotes iſt Aufſicht zuläſſig. 

8 24. 

Durch Anordnung der Jugendämter können Pflegekinder von der Beauffichtigung widerruflich befreit werden. 

Uneheliche Kinder ſollen, ſolange fie ſich bei der Mutter befinden, von der Beauffichtigung widerruflich 
befreit werden, wenn das Wohl des Kindes geſichert iſt. 


273: 
Uneheliche Kinder, die gemäß $ 1706 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches den Namen des Ehemannes 
der Mutter führen, können, ſolange ſie ſich bei der Mutter und deren Ehemann in Pflege befinden, wider— 
ruflich von der Beaufſichtigung befreit werden. Das gleiche gilt von Kindern, die bei ihren Großeltern oder 
ihrem Vormund verpflegt werden. 
8.25. 
Wer ein gemäß § 23. Abſatz 1 der Aufficht unterſtehendes Kind in Pflege hat, ift verpflichtet, deſſen 
Aufnahme, Abgabe, Wohnungswechſel und Tod dem Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. 
Das Jugendamt iſt verpflichtet, das zuſtändige Vormundſchaftsgericht von der erfolgten Wegnahme 
unverzüglich zu benachrichtigen. 
3. Vorläufige Unterbringung. 
§ 26. 5 
Bei Gefahr im Verzuge kann das Jugendamt das Pflegekind ſofort aus der Pflegeſtelle entfernen und 
anderweit unterbringen. 
Das Jugendamt iſt verpflichtet, das zuſtändige Jormundſchaftsgericht von der erfolgten Wegnahme 
unverzüglich zu benachrichtigen. 
4. Behördlich angeordnete Familienpflege, Anſtalts- und Vereinspflege. 


§ 27. 
Bei Kindern, die von anderen Behörden als Kommunalbehörden in Familienpflege untergebracht werden, 
ſteht die Erteilung der Erlaubnis und die Aufſicht dieſen Behörden zu. Doch kann die Übertragung dieſer Be— 
fugniſſe von dieſen Behörden auf das örtlich zuſtändige Jugendamt vom Senat angeordnet werden. 


8 28. 5 

Der Senat kann Anſtalten, die Kinder in Pflege nehmen, von der Anwendung der Beſtimmungen 
der 8§ 19, 21 und 22 widerruflich befreien. Die Befreiung kann nur verſagt werden, wenn der Senat 
Tatſachen ſeſtſtellt, die die Eignung einer Anſtalt zur Aufnahme von Pflegekindern ausſchließen. 

Die Beſtimmungen der 88 23 und 25 finden mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der 
Jugendämter der Senat tritt. 8 

Der Senat kann beſtimmen, inwieweit die Vorſchriften dieſes Abſchnitts auf Pflegekinder, die unter 
der Aufficht eines der Jugendwohlfahrt dienenden, von ihm für geeignet erklärten Vereinigung ſtehen, An— 
wendung finden. 

5. Strafbeſtimmungen. 
§ 29. 

Wer ein Pflegekind ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis oder Anmeldung in Pflege nimmt oder nach 
Erlöſchen oder Widerruf der Erlaubnis in Pflege hält, oder wer den gemäß 8§ 21 Abſatz 1 erlaſſenen 
Vorſchriften entgegenhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Gulden oder mit Haft oder mit Ge— 
fängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der in den nach § 25 vorgeſchriebenen Anzeigen wiſſentlich un— 
richtige Angaben macht oder die Leiche eines Pflegekindes oder unehelichen Kindes ohne die vorgeſchriebene 
Anzeige beerdigt. 

Wer der in $ 25 vorgeſchriebenen Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhundert- 
fünfzig Gulden oder mit Haft beſtraſt. 

Die Beſtrafung tritt nur auf Antrag des Jugendamtes ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 


Abſchnitt IV. N 
1. Stellung des Jugendamtes im Vormundſchaftsweſen, Anſtalts- und 
Vereins-Vormundſchaft. . 
a) Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 30. ， 

Das Jugendamt wird Vormund in den durch die folgenden Beſtimmungen vorgeſehenen Fällen (Amts- 
vormundſchaft). Es kann die Ausübung der vormundſchaftlichen Obliegenheiten einzelnen ſeiner Mitglieder 
oder Beamten übertragen. Im Umfang der Übertragung ſind die Mitglieder und Beamten zur geſetzlichen 
Vertretung der Mündel befugt. 


8 31. 

Auf die Amtsvormundſchaft finden die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches mit folgender 
Maßgabe Anwendung. Ein Gegenvormund wird nicht beſtellt, dem Amtsvormund ſtehen die nach 88 1852 
bis 1854 des Bürgerlichen Geſetzbuches zuläſſigen Befreiungen zu. Von der Anwendung ausgeſchloſſen ſind 
die SS 1788, 1801, 1835, 1836 Abſatz 1 Satz 2 bis 4 und Abſatz 2, 1837 Abſatz 2, 1838, 1839, 1844 
und 1886. 
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§ 1805 des Bürgerlichen Geſetzbuches findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Anlegung von 
Mündelgeld gemäß § 1807 des Bürgerlichen Geſetzbuches auch bei der das Jugendamt errichtenden Körper— 
ſchaſt zuläſſig iſt. Hat das Jugendamt Aufwendungen zum Zwecke der Führung der Vormundſchaft gemacht, 
ſo ſind ihm dieſe aus dem Vermögen des Mündels zu erſetzen. Allgemeine Verwaltungskoſten werden nicht erſetzt. 
Der Amtsvormund hat auf das religiöſe Bekenntnis oder die Weltanſchauung des Mündels oder 


ſeiner Familie bei der Unterbringung Rückſicht zu nehmen. 
b) Geſetzliche Vormundſchaft. 
8 32. 


Mit der Geburt eines unehelichen Kindes erlangt das Jugendamt des Geburtsortes die Vormundſchaſt. 
Bis zum Eingreifen des zuſtändigen Vormundſchaftsgerichts hat das Amtsgericht des Geburtsortes die 
erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Maßnahmen zu treffen. 

Auf uneheliche Danziger Kinder, die im Ausland geboren ſind und im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
ihren Aufenthalt nehmen, finden, falls eine Danziger Vormundſchaft noch nicht eingeleitet iſt, die Beſtimmungen 
von Abſatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß das nach 8 7 dieſes Geſetzes zuſtändige Jugendamt die 
Vormundſchaft erlangt. 


8 33. 

Der Standesbeamte hat die nach § 48 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17/0. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 189/771) dem Vormundſchaftsgericht zu erſtattende 
Anzeige über die Geburt eines unehelichen Kindes dem Jugendamt zu überſenden. Dieſer Anzeige iſt eine 
Mitteilung über das religiöſe Bekenntnis anzufügen. Das Jugendamt hat unter Weiterreichung der Ge— 
burtsanzeige den Eintritt der Vormundſchaft dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen. Das 
Vormundſchaftsgericht hat dem Jugendamt unverzüglich eine Beſcheinigung über den Eintritt der Vor— 
mundſchaft zu erteilen, die bei Beendigung der Vormundſchaft zurückzugeben iſt. 

8 34. 

Die Krankenanſtalten und Entbindungsanſtalten, in denen eine unverehelichte Schwangere aufgenommen 
wird, haben innerhalb drei Tagen nach der Aufnahme dem Jugendamt die perſönlichen Verhältniſſe der 
Schwangeren mitzuteilen. 

Die Krankenanſtalten und Entbindungsanſtalten, in denen ein uneheliches Kind geboren wird, heben 
ſpäteſtens am 3. Tage nach der Geburt dem Jugendamt die Geburt des Kindes und die perſönlichen Ver— 


hältniſſe der Mutter, ſoweit dieſes noch nicht geſchehen, und ſoweit die Schwangere Angaben darüber macht, 


mitzuteilen. 


Die gleiche Verpflichtung liegt dem Arzt und der Hebamme ob, die bei der Entbindung einer unverehe 


lichten Mutter außerhalb einer der im Abſatz 1 genannten Anſtalten zugegen geweſen ſind. Waren Arzt 
und Hebamme gemeinſam tätig, ſo liegt die Anzeigepflicht der Hebamme ob. Die Mitteilungen ſollen auch 
eine Angabe über den Reifegrad des Kindes enthalten. 

8 35. 

Auf Antrag des Jugendamtes oder einer unverehelichten werdenden Mutter kann für eine Leibesfrucht 
ein Pfleger beſtellt werden, auch wenn die Vorausſetzung des § 1912 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht gegeben iſt. Der Pfleger wird mit der Geburt des Kindes im Einverſtändnis mit dem Jugendamt 
Vormund. In dieſem Falle findet $ 32 keine Anwendung. Die Vormundſchaft wird bei dem Vor— 
mundſchaftsgericht geführt, bei dem die Pflegſchaft anhängig war. 

8 36. 

Sobald es das Wohl des Mündels erfordert, ſoll das die Vormundſchaft führende Jugendamt bei 
dem Jugendamt eines anderen Bezirks die Weiterführung der Vormundſchaft beantragen. Der Antrag kann 
auch von dem Jugendamt eines anderen Bezirks, ſowie von der Mutter und von einem jeden, der ein be— 
rechtigtes Intereſſe des Mündels geltend macht, geſtellt werden. Das die Vormundſchaft abgebende Jugend— 
amt hat den Übergang dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen. Gegen die Ablehnung des An— 
trages kann das Vormundſchaftsgericht angerufen werden. 


§ 37. 
Das Vormundſchaftsgericht hat das Jugendamt auf ſeinen Antrag als Amtsvormund zu entlaſſen 
und einen Einzelvormund zu beſtellen, ſoweit dies dem Wohle des Mündels nicht entgegenſteht. 
c) Beſtellte Amtsvormundſchaft. 
8 38. | 
Das Jugendamt kann unter den Vorausſetzungen des § 1773 des Bürgerlichen Geſetzbuches mit 
ſeinem Einverſtändnis von den im § 1776 des Bürgerlichen Geſetzbuches als Vormünder berufenen Perſonen 
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zum Vormund für einen Minderjährigen beſtellt werden, ſoweit nicht ein geeigneter anderer Vormund vor⸗ 


handen iſt. 


Auf die beſtellte Amtsvormundſchaft finden die §s 1789 und 1791 des Bürgerlichen Geſetzbuches keine 
Anwendung. Die Beſtellung erfolgt durch ſchriftliche Verfügung des Vormundſchaftsgerichts. 


2. Stellung des Jugendamtes zum Vorm undſchaftsgericht 
und zur Einzelvormundſchaft. 
8 39. 
Das Jugendamt iſt Gemeindewaiſenrat. $ 13 gilt entſprechend. 
a 8 40. 

Das Jugendamt hat das Vormundſchaftsgericht bei allen Maßnahmen zu unterſtützen, welche die 
Sorge für die Perſon Minderjähriger betreffen, insbeſondere durch Begutachtung bei der Feſtſetzung von 
Geldrenten für den Unterhalt Minderjähriger. Vor Entſcheidungen in den . des § 1635 Abſatz 1 
Satz 2, des § 1666, des $ 1727, des § 1728 Abſatz 2, des S 1729 Abſatz 2, des 8 1750 Abſatz 1 und 
des § 1751 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches muß das Vormundſchaftsgericht das zuſtändige 
Jugendamt hören. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht einſtweilige Anordnungen auch ſchon vor 
Anhörung des Jugendamtes treffen. Es kann das Jugendamt mit der Ausführung der Anordnungen aus 
§ 1631 Abſatz 2, $ 1636 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches und ſonſtiger Anordnung mit deſſen Ein— 
verſtändnis betrauen. 

Der Senat kann auf Antrag des Jugendamtes Mitglieder oder Beamte des Jugendamtes ermächtigen, 
Beurkundungen gemäß SS 1718 und 1720 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches vorzunehmen, ſowie die 
im $ 1706 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches bezeichneten Erklärungen entgegenzunehmen und zu 
beglaubigen. 

Macht der Senat von dieſer Ermächtigung Gebrauch, jo iſt aus dieſen Urkunden die Zwangsvoll— 
ſtreckung zuläſſig, falls ſich der Schuldner ihr in der Urkunde unterworſen hat. Auf die Zwangsvoll— 
ſtreckung finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung Anwendung mit der Maßgabe, daß ein vom Senat 
zu beſtimmendes Mitglied oder Beamter des Jugendamtes die Vollſtreckungsklauſel erteilt. Über Einwendungen 
gegen dieſe Klauſel entſcheidet das Amtsgericht. 9 / 


Das Jugendamt ſoll die Beſtellung einer Einzelper on als Vormund beantragen, wenn dies dem 
Intereſſe des Mündels förderlich erſcheint. Es kann auch die Beſtellung eines Mitvormundes für einen 
beſtimmten Wirkungskreis beantragen. 

Die Beſtellung kann von jedem, der ein berechtigtes Intereſſe des Mündels geltend macht und von 
dieſem ſelbſt, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat, beantragt werden. Sie kann auch von Amts 


wegen erfolgen. Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht das Jugendamt und tunlichſt die 
Mutter des Mündels hören. 


§ 42. 

Das Jugendamt hat die Vormünder, Belftände und Pfleger feines Bezirks planmäßig zu beraten und 

bei Ausübung ihres Amtes zu unterſtützen. Die näheren Beſtimmungen trifft der Senat. 
§ 13 gilt entſprechend. 
3. Mitvormundſchaft, Gegen vormundſchaft, e und 
Beiſtandſchaft des Jugendamtes. 

8 43. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für die Beſtellung des Jugendamtes zum Mit- 


vormund, Gegenvormund, Pfleger oder Beiſtand und für die Übertragung einzelner Rechte und Pflichten 
eines Vormundes auf das Jugendamt. 


4. Anſtalts- und Vereinsvormundſchaft. 
§ 44. 

Vorſtände von Anſtalten, die unter der Verwaltung des Staates oder einer öffentlichen Körper— 
ſchaft ſtehen, ſowie Vorſtände ſolcher privaten Anſtalten oder Vorſtände von Vereinen, die vom Senat für 
geeignet erklärt ſind, können auf ihren Antrag zu Vormündern beſtellt werden (Anſtalts- oder Vereinsvor— 
mundſchaft), auch können ſie zu Pflegern oder Beiſtänden beſtellt werden. Ebenſo können ihnen einzelne 
Rechte und Pflichten des Vormundes übertragen werden. Das Jugendamt muß in den Fällen, in denen 
der Minderjährige von ihm bevormundet oder verſorgt iſt, vorher gehört werden. 

Auf die Anftalts- oder Vereinsvormundſchaft finden die Beſtimmungen der SS 31, 37, 38 und 41 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ein Gegenvormund beſtellt werden kann. Insbeſondere iſt die Beſtellung 
eines Jugendamtes zum Gegenvormunde zuläſſig. 


N 


er 
1 . 7 


eee 
nr N + 
INT, 

\ 


er 


276 
§ 45. 
Artikel 136 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und die SS 1783, 1887 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches werden aufgehoben. Dem § 1784 des Bürgerlichen Geſetzbuches wird folgender Abſatz 2 
angefügt: 
„Dieſe Erlaubnis darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger dienſtlicher Grund vorliegt.“ 
Dem § 1786 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches werden die Worte hinzugefügt: „welche zwei und 
mehr noch nicht ſchulpflichtige Kinder beſitzt oder glaubhaft macht, daß die ihr obliegende Fürſorge für ihre 


Familie die Ausübung des Amtes dauernd beſonders erſchwert.“ 


Abſchnitt V. 
Die Schutzaufſicht und die Fürſorgeerziehung. 
1. Die Schutzaufſicht. 3 
$ 46. 

Ein Minderjähriger ift unter Schugaufficht zu ftellen, wenn fie zur Verhütung feiner körperlichen, 

geiſtigen und ſittlichen Verwahrloſung geboten und ausreichend erſcheint. 
§ 47. 

Das Vormundſchaſtsgericht ordnet die Schutzauſſicht von Amts wegen oder auf Antrag an. Antrags— 
berechtigt ſind die Eltern, der geſetzliche Vertreter, das Jugendamt und in den Landkreiſen auch die Polizei— 
behörde. Das Vormundſchaftsgericht muß das Jugendamt vor der Entſcheidung über die Schutzauſſicht hören. 

Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts iſt den im Abſatz 1 Genannten und dem Minderjährigen, 
wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, bekanntzugeben, ſoweit ihr Inhalt nach dem Ermeſſen des Vor— 
mundſchaftsgerichtes ihm ohne erziehlichem Nachteil mitgeteilt werden kann. 

Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, ſo 
ſoll auf Antrag des Jugendamtes die Abgabe an dieſes Gericht gemäß § 46 des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ftattfinden, ſofern nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen. 

S 48. 

Die Schutzaufſicht beſteht in dem Schutze und der Überwachung des Minderjährigen. Derjenige, der 
die Schutzaufſicht ausübt (Helfer), hat den Erziehungsberechtigten bei der Sorge für die Perſon des Minder— 
jährigen zu unterſtützen und zu überwachen. Die Schutzaufſicht umfaßt die Sorge über das Vermögen nur, 
inſoweit der Arbeitsverdienſt des Minderjährigen in Betracht kommt. 

Der Helfer kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne 
Angelegenheiten beſtellt werden. 

Über den Umfang feines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 

Der Helfer hat bei der Ausübung ſeines Amtes das Recht auf Zutritt zu dem Minderjährigen. Die 
Eltern, der geſetzliche Vertreter und die Perſonen, denen der Minderjährige zur Verpflegung und Erziehung 
übergeben iſt, ſind verpflichtet, dem Helfer Auskunft zu geben. 

Der Helfer hat dem Vormundſchaftsgericht jeden Fall, in dem er zum Einſchreiten berufen iſt, unver— 
züglich anzuzeigen. 

8 49. 

Die Schutzaufſicht erliſcht mit der Volljährigkeit des Minderjährigen oder durch rechtskräftige Anordnung 
der Fürſorgeerziehung. Sie iſt aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder die Erreichung anderweit ſicher— 
geſtellt iſt. 

$ 50. 

Die Ausübung der Schutzauſſicht wird vom Vormundſchaftsgericht dem Jugendamt oder nach An— 
hörung des Jugendamtes einer Vereinigung für Jugendhilfe oder einer einzelnen Perſon, ſoweit ſie zur Über— 
nahme der Schußaufficht bereit find, übertragen. Bei der Übertragung iſt auf das religiöſe Bekenntnis oder 
die Weltanſchauung des Minderjährigen tunlichſt Rückſicht zu nehmen. Das Vormundfchaftsgericht hat den 
Helfer zu entlaſſen, wenn dies dem Wohle des Minderjährigen förderlich erſcheint. Die näheren Beſtimmungen 
über die Ausübung trifft der Senat. 

Über die Führung des unter Schutzauſſicht geſtellten Minderjährigen iſt dem Vormundſchaftsgericht auf 
Verlangen Bericht zu erſtatten. 

Das Jugendamt kann die Schutzaufſicht ohne gerichtliche Anordnung ausüben, ſolange der Erziehungs— 
berechtigte damit einverſtanden iſt; es hat in dieſem Falle das Vormundſchaftsgericht von dem Eintritt der 
Schutzaufſicht zu benachrichtigen. ER 

Eine zur Zeit der Anordnung der Schutzauſſicht beſtehende Beiſtandſchaft (SS 1687 ff. des Bürgerlichen 
Geſetzbuches) ſoll inſoweit aufgehoben werden, als ſich ihr Wirkungskreis mit dem der Schutzauſſicht deckt. 
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2. Die Fürſorgeerziehung. 
5 8 52. 
Die Fürſorgeerziehung dient der Verhütung oder Beſeitigung der Verwahrloſung und wird in einer 
geeigneten Familie oder Erziehungsanſtalt unter öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche Koſten durchgeführt. 
Fürſorgeerziehungsbehörde iſt der Senat. 


§ 53. N 

Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, iſt durch Beſchluß des. Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts der Fürſorgeerziehung zu überweiſen: 

1. wenn die Vorausſetzungen des $ 1666 oder des § 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuches vorliegen 
und die Entfernung des Minderjährigen aus ſeiner bisherigen Umgebung zur Verhütung der Ver— 
wahrloſung erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts geeignete Unter- 
bringung aber anderweit nicht erfolgen kann; 

2. wenn die Fürſorgeerziehung zur Beſeitigung der Verwahrloſung wegen Unzulänglichkeit der Er— 
ziehung erforderlich iſt. 

Für den Fall, daß Ausſicht auf Erfolg der Fürſorgeerziehung beſteht, kann dieſe auch noch angeordnet 
werden, wenn der Minderjährige das 18., aber noch nicht das 20. Lebensjahr vollendet hat. Vor der Be— 
ſchlußfaſſung iſt die Zürſorgeerziehungsbehörde zu hören. 

Maßgebend für die 3 iſt der Zeitpunkt, in dem der Antrag bei Gericht Wat oder das 
Verfahren gemäß $ 55 oder $ 56 eingeleitet wird; der Zeitpunkt iſt aktenkundig zu machen. 


§ 54. 
Artikel 135 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch wird aufgehoben. 
8 55. 

Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amts wegen oder auf Antrag. Antragsberechtigt iſt das nach 
$ 7 zuſtändige Jugendamt und auf dem Lande die Polizeibehörde. 

Das Vormundſchaftsgericht muß vor der Beſchlußfaſſung das Jugendamt, es ſoll, ſoweit dies ohne 
erhebliche Schwierigkeiten geſchehen kann, den Minderjährigen, ſeine Eltern und ſeine geſetzlichen Vertreter hören. 

Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und muß, wenn er auf Anordnung der Fürſorgeerziehung 
lautet, den Eintritt der geſetzlichen Vorausſetzungen unter Bezeichnung der für erwieſen erachteten Tatſachen 
feſtſtellen. 

Das Vormundſchaftsgericht kann die ärztliche Unterſuchung des Minderjährigen anordnen und ihn in 
einer zur Aufnahme von jugendlichen Pſychopathen geeigneten Anſtalt oder in einer öffentlichen Heil- und 
Pflegeanſtalt zur Beobachtung unterbringen laſſen. 

Der die Fürſorgeerziehung anordnende Beſchluß iſt den Antragsberechtigten, dem geſetzlichen Vertreter, 
den Eltern, der Fürſorgeerziehungsbehörde und ferner dem Minderjährigen ſelbſt, wenn er das 14. Lebens- 
jahr vollendet hat und inſoweit fein Inhalt nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts ihm ohne erzieh- 
lichen Nachteil mitgeteilt werden kann, zuzuſtellen. Der die Fürſorgeerziehung ablehnende Beſchluß iſt dem 
Antragſteller, der Fürſorgeerziehungsbehörde und wenn eine vorläufige Fürſorgeerziehung ($ 57) angeordnet 
iſt, ferner allen Perſonen zuzuſtellen, denen dieſe Anordnung zugeſtellt iſt. 

Gegen den Beſchluß ſteht die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung den Antragsberechtigten 
der Fürſorgeerziehungsbehörde und, wenn der Beſchluß auf Fürſorgeerziehung lautet, ferner dem geſetzlichen 
Vertreter, den Eltern und dem Minderjährigen zu, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat. 

Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Minderjährigen, ſo ſoll 
auf Antrag des Jugendamtes die Abgabe an dieſes Gericht gemäß § 46 des Reichsgeſetzes über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtattfinden, ſofern nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen. 


§ 56. 

Das Fürſorgeerziehungsverfahren kann durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts auf längſtens ein 
Jahr ausgeſetzt werden. Die Ausſetzung kann aus beſonderen Gründen durch Beſchluß des Vormundſchafts— 
gerichts auf höchſtens ein weiteres Jahr verlängert werden. Über das vollendete 20. Lebensjahr hinaus 
kann das Verfahren nicht ausgeſetzt werden. 

Gegen die Ausſetzung ſteht dem Jugendamt und der Fürſorgeerziehungsbehörde das Recht der jo ortigen 
Beſchwerde zu. 

Für die Dauer der Ausſetzung muß eine Schutzaufſicht gemäß SS 46 ff. angeordnet werden. 


§ 57. 
Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht die vorläufige Fürſorgeerziehung des Minder- 
jährigen beſchließen, gegen den Beſchluß ſteht den im § 55 Abſatz 6 Genannten die ſofortige Beſchwerde zu. 
8 18 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine Anwendung. 
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Die Fürſorgeerziehungsbehörde hat bis zum rechtskräftigen Abſchluß des Verfahrens dem Vormund— 
ſchaftsgericht von dem Orte der jeweiligen Unterbringung des Minderjährigen Nachricht zu geben. 
Nach rechtskräftigem Abſchluß des Verfahrens iſt das Vormundſchaftsgericht auf ſein Erſuchen von dem 
Orte der jeweiligen Unterbringung des Minderjährigen zu benachrichtigen. 
Die Beendigung der Fürſorgeerziehung vor Eintritt der Volljährigkeit iſt dem Vormundſchaftsgericht 
mitzuteilen. 
8 58. 
Für ſchleunige auf Grund dieſes Abſchnitts zu treffende Maßregeln iſt einſtweilen auch dasjenige 
Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt. Das Gericht hat von der 
angeordneten Maßregel dem endgültig und nunmehr ausſchließlich zuſtändigen Gericht Mitteilung zu machen. 


8 59. 

Im Falle der Familienerziehung iſt der Minderjährige mindeſtens bis zum Aufhören der Schulpflicht 
in einer Familie ſeines Bekenntniſſes, im Falle der Anſtaltserziehung, ſoweit möglich, in einer Anſtalt ſeines 
Bekenntniſſes, unterzubringen. 

Den Erziehungsberechtigten muß von dem Orte der Unterbringung des Kindes ſofort Mitteilung ge— 
macht werden, ſofern dadurch der Erziehungszweck nicht ernſtlich gefährdet wird. Gegen eine Verweigerung 
dieſer Mitteilung ſteht dem Erziehungsberechtigten das Recht der Beſchwerde an das Vormundſchaftsgericht zu- 

In Ausführung einer angeordneten Fürſorgeerziehung kann die Erziehung in der eigenen Familie des 
Minderjährigen unter öffentlicher Aufſicht widerruflich angeordnet werden, wenn dadurch die Erreichung des 
Zweckes der Fürſorgeerziehung nicht gefährdet wird. Innerhalb der erſten 3 Monate nach Ausführbarkeit 
des Fürſorgeerziehungsbeſchluſſes bedarf die Anordnung der Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichtes. 
Gegen die Verweigerung der Zuſtimmung ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde die ſofortige Beſchwerde zu. 

8 60. 

Eine von dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht angeordnete Fürſorgeerziehung eines Minderjährigen, 
wird von der Fürſorgeerziehungsbehörde ausgeführt. Sie ſoll ſich regelmäßig bei der Ausführung der Für- 
ſorgeerziehung der Jugendämter bedienen. Den Leitern des Jugendamtes ſteht das Recht zu, während der 
Zeit der Fürſorgeerziehung mit den Jugendlichen in perſönlicher Beziehung zu bleiben. Die Ausführbarkeit 
der Fürſorgeerziehung tritt mit der Rechtskraft, der der vorläufigen Fürſorgeerziehung mit dem Erlaß des 
Beſchluſſes ein. Die Unterbringung ſoll, ſoweit erforderlich, unter ärztlicher Mitwirkung erfolgen. Minder⸗ 
jährige, die an geiſtigen Regelwidrigkeiten leiden (Pſychopathie, Epilepſie, ſchwere Erziehbarkeit uſw.) oder 
an ſchweren anſteckenden Erkrankungen (Tuberkuloſe, Geſchlechtskrankheiten uſw.) ſind, ſoweit es aus hygie— 
niſchen oder pädagogiſchen Gründen geboten erſcheint, möglichſt in Sonderanſtalten oder Sonderabteilungen 
unterzubringen. 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde gilt für den Abſchluß von Dienſt- und Lehrverträgen als geſetzlicher 
Vertreter des Minderjährigen. 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde ift befugt, die Entmündigung eines Fürſorgezöglings wegen Geiſtes— 
krankheit oder Geiſtesſchwäche zu beantragen. 

8 61. 

Die Fürſorgeerziehung endigt mit dem Eintritt der Volljährigkeit. 

Die Fürſorgeerziehung iſt früher aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder anderweitig ſichergeſtellt ift 
und zwar von Amts wegen oder auf Antrag der im § 55 Abja 6 Genannten mit Ausnahme des Minder- 
jährigen. Die Aufhebung kann auch unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgen. 

Für die Entſcheidung über die Aufhebung der Fürſorgeerziehung iſt die Fürſorgeerziehungsbehörde 
zuſtändig. Gegen ihren abzulehnenden Beſchluß kann der Antragſteller binnen zwei Wochen vom Tage der 
Zuſtellung an die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts anrufen. Der Beſchluß des Vormundsſchaſts— 
gerichts iſt der Fürſorgeerziehungsbehörde und dem Antragſteller zuzuſtellen. 

Der Antrag auf Aufhebung kann, außer vom Jugendamt, nicht vor Ablauf eines Jahres ſeit der 
Rechtskraft des die Fürſorgeerziehung anordnenden Beſchluſſes geſtellt; ein abgewieſener Antrag kann vor dem 
Ablauf von ſechs Monaten nicht erneuert werden. 


8 62. 

Bei einer widerruflichen Aufhebung der Fürſorgeerziehung ſteht die Ausübung des Widerrufs der 
Fürſorgeerziehungsbehörde zu. Dieſe hat vorher das Jugendamt zu hören. Die Anhörung kann in 
dringenden Fällen nachträglich erfolgen. Iſt die unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgte Aufhebung der 
Fürſorgeerziehung durch das Vormundſchaftsgericht erfolgt, ſo bedarf der Widerruf innerhalb der erſten 
drei Monate nach der Aufhebung der Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts. i 
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8 63. 

Die vorzeitige Entlaſſung eines Minderjährigen wegen Unausführbarkeit der Fürſorgeerziehung aus 
Gründen, die in der Perſon des Minderjährigen liegen, ſoll nur erfolgen, wenn die Fürſorge für ihn in 
anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt. 

8 64. 

Die gerichtlichen Verhandlungen find gebühren- und ſtempelfrei, die baren Auslagen fallen der Staats- 
kaſſe zur Laſt. Die nach § 55 Abſatz 2 zu hörenden Perſonen können im Falle ihrer Vernehmung vor 
Gericht Erſatz ihrer Auslagen nach den für Zeugen geltenden Vorſchriſten verlangen. Dies gilt jedoch nicht 
für den Minderjährigen und ſeine Eltern. Verträge über die Unterbringung von Minderjährigen zur Aus— 
führung der Fürſorgeerziehung find ſtempelſrei. 

8 65. 

Träger der Koften der Fürſorgeerziehung iſt die Freie Stadt Danzig. Dieſe iſt berechtigt, die Koſten, 
die durch die erſte Einkleidung den Zöglings entſtehen, von dem nach $ 55 Abſatz 1 zuſtändigen Jugendamt 
auf Grund von Tarifen zwecks Erſtattung anzufordern. Dieſem ſallen auch die Koſten der vorläufigen 
Unterbringung zur Laſt, wenn die Fürſorgeerziehung nicht endgültig beſchloſſen wird. 

8 66. 

Die Minderjährigen und die zu ihrem Unterhalt Verpflichteten haben die durch die Unterbringung zur 
Fürſorgeerziehung und durch die Fürſorgeerziehung ſelbſt entſtehenden Koſten zu erſtatten. Für die Er— 
ſtattung ſind Tarife zu Grunde zu legen, die vom Senat feſtgeſetzt werden. Die Koſten der Allgemeinen 
Verwaltung der Fürſorgeerziehung, des Baues und des Unterhalts der Anſtalten bleiben außer Anſatz. 

Wenn die Heranziehung zur Koſtenerſtattung eine offenbare Härte enthalten würde, insbeſondere wenn 
die zu erſtattenden Koſten die des gewöhnlichen Unterhalts erheblich überſchreiten, kann von der Einziehung 
der Koſten ganz oder teilweiſe Abſtand genommen werden. 

Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt darüber der Bezirksausſchuß 
endgültig. Der Widerſpruch hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Die feſtgeſetzten Koſten werden nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung im Verwaltungs⸗ 
wege eingezogen. 

§ 67. 


Wenn ſchulpflichtige zur Fürſorgeerziehung überwieſene Minderjährige der öffentlichen Volksſchule ohne 
ſittliche Gefährdung der übrigen die Schule beſuchenden Kinder nicht zugewieſen werden können, ſo iſt dafür 
zu ſorgen, daß ihnen während des ſchulpflichtigen Alters der erforderliche Schulunterricht anderweitig 
zuteil wird. 

8 68. 

Wer, abgeſehen von den Fällen der 88 120, 235 des Strafgeſetzbuches einen Minderjährigen, bezüglich 
deſſen das gerichtliche Verfahren auf Unterbringung zur Führſorgeerziehung eingeleitet oder die Unterbringung 
zur Fürſorgeerziehung angeordnet iſt, dem Verfahren oder der angeordneten Fürſorgeerziehung entzieht, oder 
ihn verleitet, ſich dem Verfahren oder der Fürſorgeerziehung zu entziehen, oder wer ihm hierzu vorſätzlich 
behilflich iſt, wird auf Antrag der Fürſorgeerziehungsbehörde mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldſtrafe bis zu 3000, — Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die Zurücknahme des Antrages 
iſt zuläſſig. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


Übergangsbeſtimmungen. 
8 69. 


Soweit Beamte einer Gemeindearmenverwaltung auf Grund des Artikels 78 § 4 des Preußiſchen Aus— 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch alle oder einzelne Rechte und Pflichten von Vormündern über 
Minderjährige haben, gehen dieſe Rechte und Pflichten auf das Jugendamt über, zu deſſen Bezirk die 
Gemeinde gehört. 

Soweit Beamte oder Angeſtellte von Kreiſen oder Gemeinden Vormundſchaften als Sammelvormünder 
kraft Beſtellung auf Anweiſung ihrer Anſtellungsbehörde führen, gehen dieſe Vormundſchaften auf das 
Jugendamt über. 

Dieſe Amtsvormundſchaften gelten als beſtellte Amtsvormundſchaften, ſoweit es ſich um die Überleitung 
einer Mitvormundſchaft, Gegenvormundſchaft, Pflegſchaft, Beiſtandſchaft oder um eine Vormundſchaft über 
eheliche Mündel handelt, in anderen Fällen als geſetzliche Amtsvormundſchaften. 


Die Beſtellungen der bisherigen Sammelvormünder gelten als Beſcheinigungen im Sinne des 8 34 5 


und ſind durch einen Vermerk des Jugendamtes als ſolche zu kennzeichnen. 
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§ 70. 

Soweit auf Grund des Artikels 78 8 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Vorſtände von Anſtalten die Rechte und die Pflichten eines Vormundes über Minderjährige haben 
oder ſoweit Anſtaltsvorſtände auf Grund des § 12 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger 
beſtellt ſind, bleiben die Vormundſchaften beſtehen und gelten als beſtellte Anſtaltsvormundſchaften im 
Sinne des 8 44. 

§ 71. 

Auf ſchwebende Fürſorgeerziehungsverfahren finden die e dieſes Geſetzes mit folgender 
Maßgabe Anwendung: 

Iſt der Antrag vor Inkrafttreten des Geſetzes gemäß Abſatz 1 des § 4 des Geſetzes über die Fürſorge— 
erziehung Minderjähriger geſtellt, ſo iſt der Beſchluß auch dem Antragſteller zuzuſtellen, dem das Recht der 
ſofortigen Beſchwerde aus Abſatz 4 des § 4 zuſteht. Sind die Anhörungen gemäß Abſatz 2 des 8 4 
erfolgt, ſo bedarf es im erſten Rechtszuge nicht mehr der Anhörung des Jugendamtes vor der Beſchlußfaſſung. 
8 Beſchlüſſe auf vorläufige Unterbringung, die auf Grund des 85 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger erlaſſen ſind, gelten als Beſchlüſſe über Anordnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung gemäß 
§ 57. § 5 Abſatz 2 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger iſt nur anwendbar, wenn der 
Beſchluß auf Ablehnung des Antrages auf Fürſorgeerziehung oder die Einſtellung des Verfahrens vor 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig geworden iſt. 

8 72. 
Auf die auf Grund der bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen überwieſenen Minderjährigen finden die 


Beſtimmungen dieſes Geſetzes Anwendung. ; 
73. 


Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
8 74. 

Das Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 und 7. Juli 1915 (Geſetz⸗— 
ſamml. 1900 S. 264 und 1915 S. 113) ſowie Artikel 78 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) werden aufgehoben. 

8 75. 
Das Geſetz tritt am 1. Oktober 1927 in Kraft. 
Danzig, den 8. Juli 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. . Dr. Wiercinski. 


55 Verordnung 
betr. Abänderung der Unterſtützungsſätze in der Kleinrentnerfürſorge. Vom 11. 7. 1927. 


Auf Grund des § 13 des Geſetzes über Fürſorge für Kleinrentner vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 341) wird gemäß 8 6 desſelben Geſetzes in der Faſſung des Art. I der Verordnung vom 27. De— 
zember 1923 (Geſetzbl. 1924 S. 1) folgendes beſtimmt: 

Artikel J. 

In Artikel I Abſatz 2 der Verordnung betreffend Abänderung der Unterſtützungsſätze in der Klein— 
rentnerfürſorge vom 13. Juni 1924 (Geſetzbl. S. 253), abgeändert durch die Verordnung vom 22. April 1925 
(Geſetzbl. S. 123), wird die Zahl „35“ durch die Zahl „45“ und die Zahl „10“ durch die Zahl „15“ 
erſetzt. 

= Artikel II. 

Die Beſtimmung des Artikel I findet auch auf die in der Verordnung betr. Anpaſſung der Unter⸗ 
ſtützungsſätze von Renten aus der Invalidenverſicherung ꝛc. an eine wertbeſtändige Rechnungseinheit 
vom 26. 10. 23 (Geſetzbl. S. 1125) in Ziffer 8 den Empfängern einer Rente aus der Invaliden- und 
Angeſtelltenverſicherung e Zivilblinde Anwendung. 


Artikel III. 
Die erhöhten Sätze ſind vom 1. Juli 1927 zu zahlen. 


Danzig, den 11. Juli 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 
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86 Verordnung 
über die Aufwertung von Leiſtungen an Kirchen, Geiſtliche und Kirchenbediente. Vom 12. 7. 1927. 


Auf Grund des 8 20 des zweiten Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung vom 28. Sep⸗ 

tember 1926 (Geſetzbl. S. 285) wird hiermit verordnet: 8 
8 1. 

Inſoweit die zu Leiſtungen an Kirchen, Geiſtliche und Kirchenbediente Verpflichteten auf Grund 
von Vereinbarungen, Herkommen oder ähnlichen Rechtstiteln des öffentlichen Rechtes beſtimmte, in der 
Währung des Deutſchen Reiches ausgedrückte Geldſummen aufzubringen haben oder gehabt haben, die 
durch den Verfall der Währung des Deutſchen Reiches entwertet ſind, iſt der Ausgleich im Sinne des 
Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung in der Weiſe zu gewähren, daß für je 100 Goldmark 
125 Gulden zu leiſten ſind. 

Die Verpflichtung zum Ausgleich beſteht nicht bei Anſprüchen, die nach dem 18. Dezember 1923 
begründet ſind. 

Die Berechnung des Goldmarkbetrages erfolgt nach Maßgabe des 8 3 Abſ. 2 bis 4 des Geſetzes 
über den Ausgleich der Geldentwertung. 

8 2. 

Der Schuldner kann eine von der Beſtimmung des 8 1 abweichende Regelung des Ausgleichs nach 
allgemeinen Vorſchriften verlangen, ſofern dies im Hinblick auf die Vermögens⸗ und Einkommens⸗ 
verhältniſſe beider Teile zur Vermeidung einer groben Unbilligkeit unabweisbar erſcheint. 

Der in Abſ. 1 bezeichnete Anſpruch erliſcht, ſoſfern er nicht vor dem 1. Januar 1928 bei dem Senat 
der Freien Stadt Danzig angemeldet worden iſt. Über die erfolgte Anmeldung iſt eine Beſcheinigung 
zu erteilen. f 

8 3. 

Vor Inkrafttreten dieſer Verordnung über die Höhe des Ausgleichs bereits getroffene Vereinbarungen 

bleiben unberührt. 


Danzig, den 12. Juli 1927. 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Wiercinski. 


8 vierteljährlich a) für dus 1 für die Freie Stadt Danzig den Pes A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c fir ben N für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der 998 gen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatzanz. . 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 
e ren betragen für die er 4 een Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 

eleghlätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten 5 7 8 
Schriftleitung: Geſchäftsſtalle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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